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1.1   Wahlgesetze und Wahlrechtsregelungen 

Stand: 31.3.2022 

Für die erste und zweite Bundestagswahl 1949 und 1953 wurden eigene Wahlgesetze verab-

schiedet (BGBl. 1949 S. 21 und 25 sowie BGBl. 1953 I S. 470). Das Bundeswahlgesetz vom 

7. Mai 1956 (BGBl. I S. 383) galt erstmals nicht nur für eine einzige Wahl, sondern für die 

Bundestagswahlen allgemein. Es knüpft an das Bundeswahlgesetz von 1953 an und wurde bis 

zur 11. Wahlperiode insbesondere durch zehn Gesetze zur Änderung des Bundeswahlgesetzes 

geändert. Nachfolgend sind die Gesetzesregelungen für die Bundestagswahl 1990 sowie die 

Wahlgesetze und nicht Gesetz gewordene Gesetzesinitiativen (Entwürfe) zur Änderung des 

Wahlgesetzes seit der 12. Wahlperiode aufgeführt. 

Wahlgesetze und Wahlrechtsregelungen für die Wahl zum 12. Deutschen 

Bundestag 

Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Neuntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) CDU/CSU 

und FDP 

b) 8.5.1990 

c) 11/7072 

Einführung der Direktwahl der Berliner 

Abgeordneten für die Wahl zum 12. Deutschen 

Bundestag: Wegfall der Sonderregelung für die 

Wahl der 22 Berliner Abgeordneten durch das 

Abgeordnetenhaus in Berlin, Verminderung der 

Zahl der Bundestagsabgeordneten von 519 auf 512 

und der Zahl der Wahlkreise von 259 auf 256 in 

einer Übergangsregelung, Zugrundelegung der 

Anzahl der Wahlberechtigten bei der letzten Wahl 

zum Berliner Abgeordnetenhaus für die Wahl zum 

12. Deutschen Bundestag in einer weiteren 

Übergangsregelung, Ergänzung der Anlage zum 

Bundeswahlgesetz um 8 Berliner Wahlkreise, 

Änderung von § 53 und der Anlage des 

Bundeswahlgesetzes 

a) 23.5.1990 

b) 20.6.1990 

BGBl. I S. 1015 

Gesetz zu dem Vertrag 

vom 3. August 1990 zur 

Vorbereitung und Durch-

führung der ersten ge-

samtdeutschen Wahl des 

Deutschen Bundestages 

zwischen der Bundesre-

publik Deutschland und 

der Deutschen Demokra-

tischen Republik 

a) CDU/CSU 

und FDP 

b) 5.8.1990 

c) 11/7624 

Ratifizierung des am 3.8.1990 in Berlin 

unterzeichneten Staatsvertrags: Schaffung einer 

einheitlichen Rechtsgrundlage für die erste 

gesamtdeutsche Wahl durch Erstreckung des 

Geltungsbereichs des Bundeswahlrechts auf die 

Länder der DDR;  

Änderung versch. §§ des Bundeswahlgesetzes: Er-

höhung der Zahl der Abgeordneten des Deutschen 

Bundestages von 518 auf 656, Ergänzung der 

Wahlkreiseinteilung um die auf die Länder 

Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sach-

sen-Anhalt, Sachsen und Thüringen sowie auf 

Berlin (Ost) entfallenden Kreise (Wahlkreise 257-

328), Zulassung von Listenverbindungen ver-

schiedener Parteien für die erste gesamtdeutsche 

Wahl, Behandlung Berlins als ein Land, 

Verkürzung bislang im Bundeswahlgesetz festge-

legter Fristen und Termine, Neufassungsermächti-

gung. 

a) 23.8.1990 

b) 29.8.1990 

BGBl. II S. 831 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Zehntes Gesetz zur 

Änderung des Bundes-

wahlgesetzes sowie zur 

Änderung des 

Parteiengesetzes  

a) CDU/CSU 

und FDP 

b) 2.10.1990 

c) 11/8023 

Anpassung des Bundeswahlgesetzes für die Wahl 

zum 12. Deutschen Bundestag an das Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts vom 29.9.1990: 

Festlegung einer auf getrennte Wahlgebiete 

(Gebiete der beiden deutschen Staaten vor dem 

3.10.1990) bezogenen Sperrklausel sowie 

Zulassung von Listenverbindungen für Parteien 

und andere politische Vereinigungen mit Sitz im 

Gebiet der ehemaligen DDR, Anpassung der 

Vorschriften über die Wahlkampfkostenerstattung; 

Änderung § 53 Bundeswahlgesetz, Anwendung 

der §§ 18 bis 21 des Parteiengesetzes auch auf 

Listenverbindungen. 

a) 5.10.1990 

b) 10.10.1990 

BGBl. I S. 2141 

 

12. Wahlperiode (1990–1994) 

Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Elftes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) CDU/CSU, 

SPD und 

FDP 

b) 24.3.1993 

c) 12/4616 

Öffentliche Beratung des Bundeswahlausschusses 

über die Anerkennung einer politischen 

Vereinigung als Partei für die Wahl, 

Zweidrittelmehrheit im Falle einer ablehnenden 

Entscheidung;  

Änderung der Grenzen der Bundestagswahlkreise 

auch bei Veränderung von Ländergrenzen nur 

noch durch besonderes Bundesgesetz;  

Neueinteilung und -beschreibung der Wahlkreise. 

a) 29.4.1993 

b) 27.7.1993  

BGBl. I S. 1594 

Zwölftes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) Bundesrat 

b) 14.1.1994 

c) 12/6586 

Umgliederung des Wohngebietes Holzdorf-Ost aus 

dem Wahlkreis 282 in Brandenburg in den 

Wahlkreis 288 in Sachsen-Anhalt als Folge 

geänderter Landesgrenzen. 

a) 10.3.1994 

b) 19.5.1994  

BGBl. I S. 993 

Gesetz zur Aussetzung 

der Vorschriften über die 

repräsentative 

Wahlstatistik für die 

Wahl zum 13. Deutschen 

Bundestag 

a) CDU/CSU, 

SPD und 

FDP 

b) 28.6.1994 

c) 12/8152 

Keine Verwendung von nach Alter und Geschlecht 

gekennzeichneten Stimmzetteln für die Wahl zum 

13. Bundestag.  

a) 29.6.1994 

b) 7.10.1994  

BGBl. I S. 2734 

Zwölftes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) PDS/LL 

b) 15.6.1993 

c) 12/5128 

Einführung des aktiven und passiven Wahlrechts 

für Ausländer auf Bundesebene und Senkung des 

Wahlberechtigungsalters auf 16 Jahre.  

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

20.1.1994) 

Dreizehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) PDS/LL 

b) 15.6.1993 

c) 12/5129 

Streichung der Fünf-Prozent-Klausel zur Wahl des 

13. Bundestages, Einräumung der Möglichkeit von 

Präferenzstimmen für die Wähler auf den 

Landeslisten der Parteien.  

a) – 

(Ablehnung in 

2. Beratung am 

20.2.1994)) 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Dreizehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) PDS/LL 

b) 15.6.1993 

c) 12/5130 

Regionalisierung der Fünf-Prozent-Klausel wie bei 

der Wahl zum 12. Bundestag und Senkung der 

Fünf-Prozent-Klausel auf 3 Prozent bei der Wahl 

zum 13. Bundestag.  

a) – 

(Ablehnung in 

2. Beratung am 

20.1.1994) 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) PDS/LL 

b) 19.5.1994 

c) 12/7614 

Aufhebung der Einschränkung „ein Jahr Deutscher 

im Sinne des Art. 116 Grundgesetz“ beim passiven 

Wahlrecht.  

a) – 

(Ablehnung in 

2. Beratung am 

24.6.1994) 

 

13. Wahlperiode (1994–1998) 

Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Dreizehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) CDU/CSU 

und FDP 

b) 24.9.1996 

c) 13/5583 

Reduzierung der Zahl der Mitglieder des 

Bundestages auf 598 mit Beginn der 15. 

Wahlperiode, Festlegung der Wahlkreiseinteilung 

auf 299 Wahlkreise bis zum Ende der 13. 

Wahlperiode, Vermeidung von Überhangmandaten 

bei der Wahlkreiseinteilung, Änderungen des 

Wahlkreiszuschnitts für die Wahl zum 14. 

Bundestag.  

a) 11.10.1996 

b) 18.11.1996 

BGBl. I S. 1712 

Vierzehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes1 

a) B 90/GR 

b) 5.6.1997 

c) 13/7854 

Gewährung des aktiven Wahlrechts an alle 

Staatsbürger, sofern sie sich mindestens drei 

Monate ununterbrochen im Bundesgebiet 

aufgehalten haben. 

a) 5. 3.1998 

b) 23.4.1998  

BGBl. I S. 706 

Gesetz zur Neueinteilung 

der Wahlkreise für die 

Wahl zum Deutschen 

Bundestag (Wahlkreis-

neueinteilungsgesetz) 

a) CDU/CSU 

und FDP 

b) 13.1.1998 

c) 13/9598 

Festlegung der Wahlkreiseinteilung für 299 

Wahlkreise ab der Wahl zum 15. Deutschen 

Bundestag; Neufassung der Anlage zu § 2 Abs. 2 

des Bundeswahlgesetzes. 

a) 13.2.1998 

b) 6.7.1998  

BGBl. I S. 1698 

Gesetz zur Aussetzung 

der Vorschriften über die 

repräsentative 

Wahlstatistik für die 

Wahl zum 14. Deutschen 

Bundestag2 

a) CDU/CSU  

und FDP 

b) 28.4.1998 

c) 13/10533 

Abschaffung der Vorschriften über die 

repräsentative Wahlstatistik bei der Wahl zum 

Deutschen Bundestag und zum Europäischen 

Parlament. Änderungen in der 2. Beratung: 

Titeländerung; Aussetzung der Vorschriften des 

Bundeswahlgesetzes und der Bundeswahlordnung 

für die Wahl zum 14. Deutschen Bundestag. 

a) 25. 6.1998 

b) 28. 8.1998  

BGBl. I S. 2430 

                                                 

1 Eingebracht als: Gesetz zur Aufhebung der Begrenzung des aktiven Wahlrechts für Deutsche, die nicht in den 

Gebieten der Mitgliedstaaten des Europarates leben. 

2 Eingebracht als: Gesetz zur Aufhebung der Vorschriften über die repräsentative Wahlstatistik bei der Wahl 

zum Deutschen Bundestag und bei der Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der 

Bundesrepublik Deutschland (Wahlstatistikaufhebungsgesetz). 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Dreizehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes1 

a) PDS 

b) 17.1.1996 

c) 13/3520 

Einführung des aktiven und passiven Wahlrechts 

für Ausländer auf Bundesebene und Senkung des 

Wahlberechtigungsalters auf 16 Jahre. 

a) –  

(Beschluss-

empfehlung mit 

Ablehnungs-

vorschlag, 

Drs. 13/11117) 

Vierzehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) PDS 

b) 17.1.1996 

c) 13/3523 

Abschaffung der Fünf-Prozent-Sperrklausel für die 

Wahl zum 14. Bundestag, Einräumung der 

Möglichkeit von Präferenzstimmen bei der Wahl 

der Landeslisten der Parteien, Kompensation von 

Überhangmandaten bei Beibehaltung der 

bisherigen Zahl der Bundestagsmandate,   

Überprüfung der Wahlkreiseinteilung zur 

Vermeidung von Überhangmandaten. 

a) –   

(Beschluss-

empfehlung mit 

Ablehnungs-

vorschlag,  

Drs. 13/11117) 

Gesetz zur 

Kompensation von 

Überhangmandaten 

a) B 90/GR 

b) 24.9.1996 

c) 13/5575 

Kompensation der in einem Land zu Gunsten einer 

Partei anfallenden Überhangmandate durch Abzug 

einer entsprechenden Mandatszahl bei anderen 

Landeslisten derselben Partei für die Wahl zum 

14. Bundestag.  

a) – 

 (Ablehnung in  

2. Beratung am 

11.10.1996) 

Dreizehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) SPD 

b) 24.9.1996 

c) 13/5582 

Reduzierung der Zahl der Mitglieder des 

Bundestages auf 598 und der Zahl der Wahlkreise 

auf 299 mit Beginn der 15. Wahlperiode. 

Einführung einer Ausgleichsmandatsübergangs-

regelung und Änderungen des Wahlkreiszuschnitts 

für die Wahl zum 14. Bundestag: Festlegung der 

Wahlkreiseinteilung und Bekanntmachung von 

Neubeschreibungen von Wahlkreisen. 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

11.10.1996) 

 

                                                 

1 Vgl. dazu auch den Gesetzentwurf der PDS vom 17. Januar 1996 zur Änderung des Art. 38 des Grundgesetzes 

(Drucksache 13/3519). 
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14. Wahlperiode (1998–2002) 

Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Gesetz über die allge-

meine und die repräsen-

tative Wahlstatistik bei 

der Wahl zum Deutschen 

Bundestag und bei der 

Wahl der Abgeordneten 

des Europäischen Parla-

ments aus der Bundes-

republik Deutschland 

(Wahlstatistikgesetz) 

a) SPD, 

CDU/CSU 

und  

B 90/GR 

b) 23. 2. 1999 

c) 14/401 

Wiederaufnahme der repräsentativen Wahlstatistik 

bei Bundestags- und Europawahlen mit erweiterten 

Verfahrensregelungen zum Schutz des Wahl- und 

Statistikgeheimnisses. 

a) 25.3.1999 

b) 31.5.1999 

BGBl. I S. 1023 

Fünfzehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) SPD und  

B 90/GR 

b) 4.7.2000 

c) 14/3764 

Änderung versch. §§ Bundeswahlgesetz: Erleich-

terung der Gewinnung von Wahlvorständen, 

Beschränkung der Einsicht in das Wählerver-

zeichnis auf die Angaben zur eigenen Person, 

Präzisierung der Anforderungen an die Aufstellung 

von Bewerbern durch Parteien, Abschaffung der 

amtlichen Wahlumschläge, Neuregelung der 

Erstattung der Bundeswahlkosten an die Länder; 

Neufassungsermächtigung. 

a) 13.10.2000 

b) 4.5.2001 

BGBl. I S. 698 

Sechzehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) SPD und 

B 90/GR 

b) 7.11.2000 

c) 14/4497 

Anpassung der Wahlkreiseinteilung an die 

Bevölkerungsentwicklung in den Bundesländern 

und geänderte regionale und kommunale Gebiets- 

und Verwaltungsstrukturen; Abgrenzung und 

Beschreibung der neu eingeteilten Wahlkreise in 

der Anlage zu § 2 Abs. 2 Bundeswahlgesetz; 

Bekanntmachungsermächtigung. 

a) 8.2.2001 

b) 4.5.2001 

BGBl. I S. 701 

Erstes Gesetz zur Ände-

rung des Wahlstatistik-

gesetzes 

a) SPD, 

CDU/CSU 

und 

B 90/GR 

b) 3.7.2001 

c) 14/6538 

Änderung der §§ 2 bis 8 Wahlstatistikgesetz: Ein-

beziehung der Briefwahlstimmen bei Bundestags- 

und Europawahlen in die repräsentative Wahl-

statistik. 

a) 8.11.2001 

b) 24.1.2002 

BGBl. I S. 412 
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15. Wahlperiode (2002–2005) 

Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Siebzehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) SPD und  

B 90/GR 

b) 14.12.2004 

c) 15/4492 

Anpassung der Wahlkreiseinteilung an die Bevöl-

kerungsentwicklung in den Bundesländern sowie 

geänderte regionale und kommunale Gebiets- und 

Verwaltungsstrukturen; Abgrenzung und Beschrei-

bung der neu eingeteilten Wahlkreise in der 

Anlage zu § 2 Abs. 2 Bundeswahlgesetz; Neufas-

sungsermächtigung. 

a) 11.3.2005 

b) 17.3.2005 

BGBl. I S. 674 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes zur 

Berücksichtigung von 

Zweitstimmen (Zweit-

stimmen-Berücksichti-

gungsgesetz)  

a) CDU/CSU 

b) 25.1.2005 

c) 15/4717 

Ergänzung § 6 Abs. 1 Bundeswahlgesetz: Nicht-

berücksichtigung der Zweitstimmen, wenn 

Kandidaten einer Partei, die die Fünf-Prozent-

Sperrklausel nicht erfüllt haben, ein oder zwei 

Wahlkreise erhalten haben 

a) – 

(1. Beratung und 

Ausschussüber-

weisung am 

24.2.2005) 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes zur 

Korrektur der 

Grundmandatsklausel 

(Grundmandatskorrektur

gesetz) 

a) CDU/CSU 

b) 25.1.2005 

c) 15/4718 

Änderung § 6 Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 2 Bundes-

wahlgesetz: Erhöhung der Zahl der für die 

Erringung von direkten Wahlkreissitzen notwen-

digen Grundmandate von drei auf fünf. 

a) – 

(Ablehnung 

mittels Hammel-

sprung in 2. Be-

ratung am 

15.6.2005) 
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16. Wahlperiode (2005–2009) 

Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Achtzehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) CDU/CSU 

und SPD 

b) 11.12.2007 

c) 16/7462 

Neueinteilung und Neubeschreibung der Bundes-

tagswahlkreise; Änderung der Anlage zu § 2 

Abs. 2 Bundeswahlgesetz; Bekanntmachung und 

Neubeschreibung der Wahlkreise durch das BMI 

(Anlage: Wahlkreiseinteilung). 

a) 24.1.2008 

b) 17.3.2008 

BGBl. I S. 316 

Gesetz zur Änderung des 

Wahl- und 

Abgeordnetenrechts 

a) CDU/CSU 

und SPD 

b) 11.12.2007 

c) 16/7461 

Einführung der Berechnungsmethode nach Sainte-

Laguё/Schepers bei Verteilung der Sitze auf die 

Landeslisten, Anpassung der Kostenerstattung für 

parteiunabhängige Wahlkreisbewerber, unbefriste-

tes aktives Wahlrecht für im Ausland lebende 

Deutsche, Regelung zur Parteizugehörigkeit von 

Parteibewerbern auf Wahlvorschlägen, Regelung 

zur Gültigkeit der Zweitstimme bei vertauschten 

Stimmzetteln, Abschaffung einer förmlichen 

Mandatsannahmeerklärung, Festlegung des Um-

fangs eines Mandatsverzichts, Abschaffung der 

Antragsgründe für die Briefwahl; Änderung ver-

schiedener §§ Bundeswahlgesetz und Europawahl-

gesetz, Änderung §§ 2, 5, 27 und 32 Abgeord-

netengesetz, Änderung §§ 3 und 12 Europa-

abgeordnetengesetz; Neufassungsermächtigung 

Bundeswahlgesetz und Europawahlgesetz 

a) 24.1.2008 

b) 20.3.2008 

BGBl. I S. 394 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) Bundesrat 

b) 23.3.2006 

c) 16/1036 

(BR-Drs 

789/05) 

Änderung verschiedener §§ Bundeswahlgesetz: 

Benennung eines Ersatzbewerbers neben dem 

Wahlkreisbewerber zur Vermeidung todesfall-

bedingter Nachwahlen, Regelung der Funktionen 

des Ersatzbewerbers.  

a) – 

(Ablehnung in der 

2. Beratung am 

24.1.2008) 

... Gesetz zur Änderung 

des Bundeswahlgesetzes 

a) B 90/GR 

b) 11.2.2009 

c) 16/11885 

Beseitigung des negativen Stimmgewichts im 

geltenden Wahlsystem, Anrechnung der 

Direktmandate auf das Zweitstimmenergebnis 

bereits auf Bundesebene (sog. Oberzuteilung), 

Vermeidung von Überhangmandaten;  

Änderung versch. §§ und Einfügung § 7a 

Bundeswahlgesetz 

Bezug: Bundesverfassungsgerichtsurteil vom 3. 

Juli 2008 zum Effekt des negativen 

Stimmgewichts (2 BvC 1/07, 2 BvC 7/07)  

a) – 

(Ablehnung in der 

2. Beratung am 

3.7.2009) 
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17. Wahlperiode (2009–2013) 

Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Neunzehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) CDU/CSU 

und FDP 

b) 28.6.2011 

c) 17/6290 

Beseitigung des im wesentlichen durch Überhang-

mandate verursachten verfassungswidrigen sog. 

negativen Stimmgewichtes: Abschaffung der 

Listenverbindungen, Umstellung auf primäre Ver-

teilung der Gesamtzahl der Sitze auf die Bundes-

länder nach der Wahlbeteiligung („Sitzkontingen-

te“) anstelle der sog.Oberverteilung, nachgelagerte 

Verteilung der Sitzkontingente innerhalb der 

einzelnen Länder nach dem Zweitstimmenanteil 

der Landeslisten, bundesweite Reststimmenver-

wertung; Nichtberücksichtigung der sog. Berliner 

Zweitstimmen;  

Ausgleich von Rundungsverlusten bei der Vergabe 

von Reststimmenmandaten und Reduzierung 

möglicher Überhangmandate durch vorrangige 

Berücksichtigung der Landeslisten mit Anspruch 

auf Überhangmandate 

Änderung § 6 sowie Aufhebung §§ 7 und 29 

Bundeswahlgesetz 

Bezug: Entscheidungen des Bundesverfassungs-

gerichts vom 3. Juli 2008 zum Effekt des 

negativen Stimmgewichts (2 BvC 1/07 und 7/07) 

a) 29.9.2011 

b) 2.12.2011 

BGBl. I S. 2313 

Zwanzigstes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) CDU/CSU 

und FDP 

b) 17.1.2012 

c) 17/8350 

Anpassung der Einteilung der Wahlkreise an die 

Bevölkerungsentwicklungen, darunter Umver-

teilung eines Wahlkreises von Mecklenburg-

Vorpommern nach Hessen, Neubeschreibung der 

Wahlkreise nach Gebietsreformen und Ver-

waltungsreformen; Ermächtigung des BMI zu 

künftigen Neubeschreibung vonWahlkreisen durch 

Rechtsverordnung;  

Änderung der Anlage zu § 2 Bundeswahlgesetz; 

Verordnungsermächtigung 

Bezug: Bericht der Wahlkreiskommission für die 

17. Wahlperiode des Deutschen Bundestages ge-

mäß § 3 Bundeswahlgesetz auf BT-Drs 17/4642 

a) 26.1.2012 

b) 18.4.2012 

BGBl. I S. 518 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Gesetz zur Verbesserung 

des Rechtsschutzes in 

Wahlsachen 

a) B 90/GR, 

CDU/CSU, 

FDP und 

SPD 

b) 24.4.2012 

c) 17/9391 

Stärkung des wahlvorgelagerten Rechtsschutzes 

und Subjektivierung des nachgelagerten Wahl-

prüfungsverfahrens: Eröffnung des Rechtswegs 

zum BVerfG vor der Wahl bei Nichtanerkennung 

als politische Partei durch den Bundeswahl-

ausschuss und Ergänzung der Zusammensetzung 

von Bundeswahlausschuss und Landeswahlaus-

schüssen um je zwei Berufsrichter; Ausweitung 

der Wahlprüfung von Bundestag und ggf. BVerfG 

auf die Prüfung und ggf. Feststellung der Ver-

letzung subjektiver Rechte und Verzicht auf das 

Erfordernis von einhundert der Beschwerde beim 

BVerfG beitretenden Wahlberechtigten;   

Änderung §§ 9, 19, 19 und 52 Bundeswahlgesetz, 

§§ 1 und 11 Wahlprüfungsgesetz sowie Änderung 

§§ 13, 48, 97 und Einfügung §§ 96a bis 96d 

Bundesverfassungsgerichtsgesetz 

Bezug: Vierte Beschlussempfehlung und Bericht 

des Wahlprüfungsausschusses zu 43 Einsprüchen 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 17. Deutschen 

Bundestag am 27. September 2009, BT-Drs 

17/6300  

Abschlussbericht der OSZE zur Bundestagswahl 

2009 (OSCE/ODIHR: Election Mission Report – 

Elections to the Federal Parliament (Bundestag), 

27. September 2009)   

Grundgesetzänderung (Art. 93) 

Beschlussempfehlung des Ausschusses: Begren-

zung der Prüfung subjektiver Wahlrechte auf den 

bereits bisher zugrundegelegten Umfang der Wahl-

prüfung sowie Beschränkung der über die Einho-

lung von Auskünften hinausgehenden Ermitt-

lungspflichten des Wahlprüfungsausschusses  

Erneute Änderung § 1 und zusätzliche Änderung 

§ 5 Wahlprüfungsgesetz sowie erneute Änderung 

§ 48 Bundesverfassungsgerichtsgesetz 

a) 24.5.2012 

b) 18.7.2012 

BGBl. I S. 1501 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Einundzwanzigstes 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) B 90/GR, 

CDU/CSU, 

FDP, SPD 

und 

DIE LINKE 

b) 11.12.2012 

c) 17/11820 

Umsetzung der Entscheidung des BVerfG zum 

aktiven Wahlrecht im Ausland lebender Deutscher 

durch Präzisierung der zusätzlichen Anfor-

derungen: Vorgaben betr. Mindestaufenthalt sowie 

sonstige persönliche und unmittelbare Vertrautheit 

mit den deutschen politischen Verhältnissen; 

Änderung § 12 Bundeswahlgesetz 

Bezug: Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 

vom 4. Juli 2012 zur Nichtigkeit der bisherigen 

Regelungen zum Wahlrecht im Ausland lebender 

Deutscher (2 BvC 1/11 und 2/11) 

Beschlussempfehlung des Ausschusses:  

Im Hinblick auf die demographische Entwicklung 

Aufteilung der bisherigen Altersgruppe "über 60" 

in der repräsentativen Wahlstatistik in die Gruppen 

"60 bis 69" und "über 70" durch Zulassung einer 

weiteren Geburtsjahresgruppe;  

Zusätzliche Änderung § 4 Wahlstatistikgesetz  

a) 31.1.2013 

b) 2.5.2013 

BGBl. I S. 962 

Zweiundzwanzigstes 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) B 90/GR, 

CDU/CSU, 

FDP und 

SPD 

b) 11.12.2012 

c) 17/11819 

Ausgleich von Überhangmandaten sowie Be-

seitigung des im wesentlichen durch diese 

verursachten verfassungswidrigen sog. negativen 

Stimmgewichtes: Beibehaltung der Abschaffung 

der Listenverbindungen, Zuteilung der auf die 

Bundesländer entfallenden Anzahl der Sitze nach 

der deutschen Wohnbevölkerung ("Sitzkontin-

gente") entsprechend der doppelten Anzahl der 

Wahlkreise, Verteilung der Sitzkontingente 

innerhalb der einzelnen Länder nach dem 

Zweitstimmenanteil der Landeslisten, im Falle von 

Überhangmandaten anschließende Anhebung der 

Gesamtmandatszahl zum vollständigen Ausgleich 

dieser Überhangmandate im Verhältnis der 

Parteien zueinander durch Ausgleichsmandate; 

Neufassung §§ 6 und 51 sowie Änderung § 48 

Bundeswahlgesetz 

Bezug: Entscheidung des Bundesverfassungsge-

richts vom 25. Juli 2012 zu negativem Stimm-

gewicht und Überhangmandaten gem. 19. Gesetz 

zur Änderung des Bundeswahlgesetzes (2 BvF 

3/11, 2 BvR 2670/11, 2 BvE 9/11) 

Beschlussempfehlung des Ausschusses: Zur Ver-

meidung von Rundungsfehlern Berechnung der 

Sitzkontingente der Länder unmittelbar nach 

jeweiligem Anteil der deutschen Wohnbe-

völkerung anstatt indirekt über die doppelte 

Anzahl der Wahlkreise; Bereinigung eines 

Redaktionsversehens und Folgeänderung; 

Änderung § 6 und zusätzliche Änderung § 46 

Bundeswahlgesetz  

a) 21.2.2013 

b) 8.5.2013 

BGBl. I S. 1082 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) B 90/GR 

b) 9.2.2011 

c) 17/4694 

Beseitigung des im wesentlichen durch Über-

hangmandate verursachten verfassungswidrigen 

sog. negativen Stimmgewichtes: Abschaffung der 

Überhangmandate durch Anrechnung der 

Direktmandate auf das Zweitstimmenergebnis 

bereits auf der Bundesebene bei der sog. Ober-

verteilung, notwendigenfalls Besetzungsverzicht 

von Überhangmandaten bei Parteien mit nur einem 

Landesverband; Stärkung der Normenklarheit und 

Verständlichkeit; 

Änderung §§ 1, 3, 46 und 53, Neufassung §§ 6 und 

7, Einfügung § 7a sowie Aufhebung § 29 

Bundeswahlgesetz 

Bezug: Entscheidung des Bundesverfassungs-

gerichts vom 3. Juli 2008 zum Effekt des 

negativen Stimmgewichts (2 BvC 1/07 und 7/07) 

Wiedervorlage des Gesetzentwurfs auf BT-Drs 

16/11885 in geringfügig geänderter Fassung 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

29.9.2011) 

Neunzehntes Gesetz zur 

Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) SPD 

b) 24.5.2011 

c) 17/5895 

Ausgleich von Überhangmandaten zur Beseitigung 

des im wesentlichen durch diese verursachten 

verfassungswidrigen sog. negativen Stimm-

gewichtes: Beibehaltung der Verfahren zur sog. 

Oberverteilung und Unterverteilung, im Falle von 

Überhangmandaten Anhebung der Gesamtman-

datszahl zum vollständigen Ausgleich dieser 

Überhangmandate im Verhältnis der Parteien 

zueinander durch Ausgleichsmandate; Nicht-

berücksichtigung der sog. Berliner Zweitstimmen, 

Reduzierung der Nachwahlerfordernisse durch 

Rückgriff auf Listenkandidaten bei Wegfall des 

Wahlkreisbewerbers; Stärkung der Normenklarheit 

durch rechtssystematische Änderungen; Um-

gliederung §§ 1–7 sowie Neufassung §§ 4 neu und 

5 neu, Änderung §§ 7 neu, 24, 43 und 48 sowie 

Aufhebung § 29 Bundeswahlgesetz 

Bezug: Entscheidungen des Bundesverfassungs-

gerichts vom 3. Juli 2008 zum Effekt des 

negativen Stimmgewichts (2 BvC 1/07 und 7/07) 

sowie vom 10. April 1997 zu Überhangmandaten 

(2 BvF 1/95, BVerfGE 95,335) 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

29.9.2011) 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Gesetz zur Änderung des 

Grundgesetzes und zur 

Reformierung des 

Wahlrechts 

a) DIE LINKE. 

b) 25.5.2011 

c) 17/5896 

Grundsatzes der Allgemeinheit der Wahl: Ab-

schaffung der Überhangmandate durch Anrech-

nung der Direktmandate auf das Zweit-

stimmenergebnis bereits auf der Bundesebene bei 

der sog. Oberverteilung, notwendigenfalls Zuer-

kennung von Überhangmandaten an Parteien mit 

nur einem Landesverband bei Anhebung der 

Gesamtmandatszahl zum vollständigen Ausgleich 

dieser Überhangmandate im Verhältnis der 

Parteien zueinander durch Ausgleichsmandate; 

Einführung einer verfassungsgerichtlichen Über-

prüfbarkeit der Entscheidungen des Bundes-

wahlausschusses, Abschaffung der Fünfprozent-

klausel, Ausweitung des aktiven Wahlrechtes auf 

seit 5 Jahren in Deutschland lebende Ausländer bei 

allgemeiner Absenkung des Mindestwahlalters auf 

16 Jahre, Aufhebung der Regelungen betr. Verlust 

der Amtsfähigkeit sowie des aktiven und passiven 

Wahlrechtes, barrierefreier Zugang zu Wahl-

räumen, Verbot eines Einsatzes von Wahl-

computern; 

Änderung Art. 38 Grundgesetz, Änderung 

einzelner §§, Neufassung §§ 4, 6, 7 und 53, 

Einfügung § 7a sowie Aufhebung §§ 29 und 35 

Bundeswahlgesetz sowie Änderung und Aufhe-

bung einzelner §§ in weiteren 9 Gesetzen 

Bezug: Entscheidungen des Bundesverfassungs-

gerichts vom 3. Juli 2008 zum Effekt des nega-

tiven Stimmgewichts (2 BvC 1/07 und 7/07) sowie 

vom 3. März 2009 zum Einsatz elektronischer 

Wahlgeräte (2 BvC 3/07 und 4/07, BVerfGE 123, 

39) 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

24.5.2012) 

Gesetz zur Stärkung des 

Rechtsschutzes im 

Wahlrecht durch 

Einführung der 

Sonneburg-Regelung 

a) DIE LINKE. 

b) 22.11.2011 

c) 17/7848 

Stärkung des wahlvorgelagerten Rechtsschutzes 

durch Eröffnung des Rechtswegs zum BVerfG bei 

Nichtanerkennung als politische Partei durch den 

Bundeswahlausschuss sowie des Rechtswegs zu 

den Verwaltungsgerichten bei Ablehnung von 

Kreiswahlvorschlägen durch die Landeswahlaus-

schüsse bzw. von Landeslisten durch den Bundes-

wahlausschuss; 

Änderung §§ 19, 26, 28 und 49 Bundeswahlgesetz 

sowie Änderung § 13 und Einfügung § 48a Bun-

desverfassungsgerichtsgesetz 

Bezug: Beschluss des Bundeswahlausschusses 

2009 über die Nichtanerkennung der Vereinigung 

Die Partei (Vorsitzender: Sonneborn) als politische 

Partei 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

29.9.2011) 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

(Abschaffung der Fünf-

prozentklausel –  

§ 6 Absatz 6 BWahlG) 

a) DIE 

LINKE. 

b) 29.2.2012 

c) 17/8790 

Abschaffung der Fünf-Prozent-Sperrklausel bei 

Bundestagswahlen zur Belebung der politischen 

Landschaft sowie zur Minderung von Parteien-

verdrossenheit und Politikverdrossenheit; 

Änderung § 6 Bundeswahlgesetz  

a) – 

(nicht beraten) 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) DIE LINKE. 

b) 11.12.2012 

c) 17/11821 

Unterbindung von Überhangmandaten sowie 

Beseitigung des im wesentlichen durch diese 

verursachten verfassungswidrigen sog. negativen 

Stimmgewichtes: Abschaffung der Über-

hangmandate durch Anrechnung der Direkt-

mandate auf das Zweitstimmenergebnis bereits auf 

der Bundesebene bei der sog. Oberverteilung, 

notwendigenfalls Zuerkennung von Überhang-

mandaten an Parteien mit nur einem Landes-

verband bei Anhebung der Gesamtmandatszahl 

zum vollständigen Ausgleich dieser Überhang-

mandate im Verhältnis der Parteien zueinander 

durch Ausgleichsmandate;  

Neufassung §§ 4 und 6, Einfügung §§ 7 und 7a 

sowie Änderung §§ 46 und 48 Bundeswahlgesetz 

Bezug: Entscheidung des Bundesverfassungs-

gerichts vom 25. Juli 2012 zu negativem Stimm-

gewicht und Überhangmandaten gem. 19. Gesetz 

zur Änderung des Bundeswahlgesetzes (2 BvF 

3/11, 2 BvR 2670/11, 2 BvE 9/11) 

Wiedervorlage der Regelungen betr. Sitzzutei-

lungsverfahren aus dem Gesetzentwurf auf BT-Drs 

17/5896 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

21.2.2013) 

Gesetz zur Umsetzung 

der UN-Behinderten-

konvention im Wahlrecht 

a) B 90/GR 

b) 16.1.2013 

c) 17/12068 

Zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven-

tion Aufhebung des Wahlausschlusses von Men-

schen unter vollständiger Betreuung sowie von 

wegen einer im Zustand der Schuldunfähigkeit 

begangenen und deshalb in einem psychiatrischen 

Krankenhaus untergebrachten Menschen, Klar-

stellung und Verordnungsermächtigung betr. 

Regelung zur Unterstützung bei der Stimmabgabe; 

Änderung §§ 13, 33 und 52 Bundeswahlgesetz 

sowie §§ 6a, 16 und 25 Europawahlgesetz;  

Verordnungsermächtigung 

Bezug: Übereinkommen über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen  

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

27.6.2013) 

Gesetz zur Einführung 

eines aktiven Wahlrechts 

ab 16 Jahren in 

Bundeswahlgesetz und 

im Europawahlgesetz 

a) B 90/GR 

b) 24.4.2013 

c) 17/13257 

Beteiligung von jungen Menschen an den sie selbst 

betreffenden Zukunftsentscheidungen: Absenkung 

der Wahlaltersgrenzen für Wahlen zum Deutschen 

Bundestag und zum Europäischen Parlament auf 

Vollendung des 16. Lebensjahres; 

Änderung § 12 Bundeswahlgesetz und § 6 Europa-

wahlgesetz 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

27.6.2013) 
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18. Wahlperiode (2013–2017) 

Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Dreiundzwanzigstes 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes – 

a) CDU/CSU, 

SPD und 

B 90/GR 

b) 15.3.2016 

c) 18/7873 

Anpassung der Einteilung der Wahlkreise an die 

Bevölkerungsentwicklungen, darunter Umver-

teilung eines Wahlkreises von Thüringen nach 

Bayern, Neubeschreibung der Wahlkreise nach 

Gebietsreformen und Verwaltungsreformen, Er-

mächtigung des BMI zur Neubeschreibung von 

Wahlkreisen durch Bekanntmachung; Verzicht auf 

Parallelveröffentlichung des Berichts der Wahl-

kreiskommission im BAnz; Korrektur von 

Redaktionsversehen; 

Änderung der Anlage zu § 2 Bundeswahlgesetz; 

Bekanntmachungserlaubnis 

Bezug: Bericht der Wahlkreiskommission für die 

18.Wahlperiode des Deutschen Bundestages 

gemäß § 3 Bundeswahlgesetz BT-Drs 18/3980 

sowie Ergänzender Wahlkreiskommission für die 

18.Wahlperiode des Deutschen Bundestages, BT-

Drs 18/7350 Gesetz zur Fortentwicklung des 

Meldewesens (MeldFortG) 

a) 14.4.2016 

b) 9.5.2016 

BGBl. I S. 1062 

Gesetz zur Änderung des 

Grundgesetzes (Einfüh-

rung der dreistufigen 

Volksgesetzgebung in 

das Grundgesetz) und zur 

Einführung eines Ge-

setzes über das Verfah-

ren bei Volksinitiativen, 

Volksbegehren und 

Volksentscheid 

(Bundesabstimmungs-

gesetz) und zur Ände-

rung weiterer Gesetze 

a) DIE LINKE. 

b) 17.3.2014 

c) 18/825 

Einführung direkter Einflussmöglichkeiten auf 

politische Entscheidungen durch Einführung einer 

dreistufigen Volksgesetzgebung, Rechtsschutz 

beim BVerfG, Erfordernis einer Volksabstimmung 

für Verträge zur Änderung des europäischen 

Primärrechts oder vergleichbarer Verträge, Aus-

weitung des aktiven Wahlrechtes (Absenkung des 

Alters, Ausländerwahlrecht nach fünf Aufenthalts-

jahren; Einzelvorschriften für Volksinitiative, 

Volksbegehren und Volksentscheid betr. 

Organisation und Ablauf, Abschaffung der Aber-

kennbarkeit des aktiven Wahlrechtes für Straftäter; 

Änderung Art. 23, 38, 76, 77, 79 und 93 sowie 

Einfügung Art. 82a bis 82d Grundgesetz 

Gesetz über das Verfahren bei Volksinitiativen, 

Volksbegehren und Volksentscheiden (Bundes-

abstimmungsgesetz – BAbstG) als Art. 4 der Vor-

lage, Änderung §§ 12 und 13 Bundeswahlgesetz, 

versch. §§ Strafgesetzbuch, § 6 Jugendgerichts-

gesetz sowie § 10 Parteiengesetz, Verord-

nungsermächtigung 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

9.6.2016) 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Gesetz zur Änderung des 

Grundgesetzes und zur 

Einführung eines 

allgemeinen Wahlrechts 

für alle Einwohnerinnen 

und Einwohner der 

Bundesrepublik 

Deutschland 

(Ausländerwahlrechts-

gesetz) 

a) DIE LINKE. 

b) 12.11.2014 

c) 18/3169 

Ausweitung des Wahlrechtes auf Personen ohne 

deutsche Staatsangehörigkeit: aktives Wahlrecht 

zum Deutschen Bundestag bei fünfjährigem 

Mindestaufenthalt mit rechtmäßigem Aufent-

haltstitel; aktives und passives Wahlrecht bei 

Wahlen und Abstimmungen auf Landesebene nach 

Landesrecht sowie bei Wahlen und Abstimmungen 

in Kreisen und Gemeinden für EU-Bürger nach 

EU-Recht sowie für Ausländer aus Drittstaaten 

nach Maßgabe des Landesrechts; 

Änderung Art. 28 und 38 Grundgesetz sowie § 12 

Bundeswahlgesetz und § 6 Europawahlgesetz 

a) – 

(1. Beratung und 

Ausschussüber-

weisung) 

 

Gesetz zur Umsetzung 

der UN-Behinderten-

rechtskonvention im 

Wahlrecht 

a) B 90/GR 

DIE LINKE. 

b) 30.5.2017 

c) 18/12547 

Aufhebung des Wahlrechtsausschlusses als 

automatische Rechtsfolge einer Betreuung in allen 

Angelegenheiten sowie als Folge einer Unter-

bringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 

aufgrund einer strafrechtlichen Maßregel, 

Regelung zur Unterstützung von Wählern mit 

Beeinträchtigung bei der Stimmabgabe; 

Änderung §§ 13, 33 und 52 Bundeswahlgesetz 

sowie §§ 6a, 16 und 25 Europawahlgesetz; 

Verordnungsermächtigung 

a) – 

(1. Beratung und 

Ausschussüber-

weisung) 
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19. Wahlperiode (2017–2021) 

Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes und 

anderer Gesetze 

a) CDU/CSU 

und SPD 

b) 9.4.2019 

c) 19/9228 

Aufhebung der Ausschlüsse von Wahlrecht und 

Wählbarkeit für Betreute in allen Angelegenheiten 

sowie für in einem psychiatrischen Krankenhaus 

untergebrachten schuldunfähiger Straftäter, 

Zulässigkeit und Grenzen der Hilfeleistung Dritter 

bei der Stimmabgabe;  

Neufassung §§ 13 und 53 sowie Änderung §§ 14 

und 33 Bundeswahlgesetz; 

Änderung §§ 6 und 6a sowie Neufassung § 29 

Europawahlgesetz; 

Änderungen und Folgeänderungen zahlr §§ und 

Anlagen Bundeswahlordnung und 

Europawahlordnung;  

Änderung § 107a Strafgesetzbuch und 

Folgeänderung Gesetz über das Verfahren in 

Familiensachen und in den Angelegenheiten der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit  

Bezug: Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts vom 29. Januar 2019 

zur Verfassungswidrigkeit von 

Wahlrechtsausschlüssen für Betreute in allen 

Angelegenheiten und wegen Schuldunfähigkeit 

untergebrachter Straftäter Vereinbarung im 

Koalitionsvertrag zur Beendigung des 

Wahlrechtsausschlusses für vollbetreute Personen 

a) 16.5.2019 

b) 27.6.2019 

BGBl. I S. 834 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Vierundzwanzigstes 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) CDU/CSU 

und SPD 

b) 5.5.2020 

c) 19/18968 

Anpassung von Wahlkreiszuschnitten und 

Wahlkreisbeschreibungen an 

Bevölkerungsveränderungen sowie an Gebiets- 

und Verwaltungsreformen; Änderung des 

Anhebungsverfahrens für die den Ländern zu 

erstattenden festen Kosten für die Durchführung 

der Bundestagswahl (Änderung Kraft Gesetz auf 

Grundlage der jährlichen Unterrichtung des BMI 

durch das Statistische Bundesamt über die 

Entwicklung eines Wahlkostenindexes, 

Veröffentlichung im Bundesanzeiger); 

Bekanntmachung künftiger Namensänderungen in 

der Beschreibung von Wahlkreisen durch das BMI 

im BGBl;  

Änderung §§ 2 und 5 sowie Einfügung Anlage 1 

[Wahlkosten] und Neufassung Anlage 2 

[Wahlkreise] Bundeswahlgesetz; 

Bekanntmachungserlaubnis  

Bezug: Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts vom 31. Januar 2012 

zu Grundsätzen für die Einteilung des Wahlgebiets 

in Wahlkreise (2 BvC 3/11) Bericht der 

Wahlkreiskommission für die 19. Wahlperiode des 

Deutschen Bundestages gemäß § 3 des 

Bundeswahlgesetzes, BT-Drs 19/7500 Bericht 

a) 28.5.2020 

b) 29.6.2020 

BGBl. I S. 1409 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes und 

des Gesetzes über 

Maßnahmen im 

Gesellschafts-, 

Genossenschafts-, 

Vereins-, Stiftungs- und 

Wohnungseigentumsrech

t zur Bekämpfung der 

Auswirkungen der 

COVID-19- Pandemie 

a) CDU/CSU; 

SPD 

b) 30.6.2020 

c) 19/20596 

Verordnungsermächtigung zur Abweichung von 

Bestimmungen zur Aufstellung von 

Wahlbewerbern (Benennung ohne Durchführung 

von Versammlungen);  

Änderung § 52 Bundeswahlgesetz; 

Beschlussempfehlung des Ausschusses: 

Titeländerung (eingebracht als: 

Fünfundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes);  

Zustimmungsvorbehalt des Bundestages; bis zum 

31. Dezember 2021 befristete Erstreckung der 

Änderungen auf die Bereiche des Gesellschafts-, 

Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und 

Wohnungseigentumsrechts 

a) 9.10.2020 

b) 5.11.2020 

BGBl. I S. 2264 

Fünfundzwanzigstes 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) CDU/CSU 

und SPD 

b) 15.9.2020 

c) 19/22504 

Maßnahmen zur Sicherung der Regelgröße des 

Deutschen Bundestages von 598 Abgeordneten, 

Einsetzung einer Reformkommission 

Änderung §§ 1, 6, 46, 48, 55 Bundeswahlgesetz 

a) 8.10.2020 

b) 18.11.2020 

BGBl. I S. 2395 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Sechsundzwanzigstes 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

a) CDU/CSU, 

SPD, FDP, 

B 90/GR 

b) 4.5.2021 

c) 19/29281 

Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in 

einem Landtag nicht mit mindestens fünf 

Abgeordneten vertreten sind, und andere 

Wahlvorschlagsträger, die 

Unterstützerunterschriften beibringen müssen, sind 

von den Beschränkungen der COVID-19-

Pandemie besonders betroffen. Für die Wahl des 

20. Deutschen Bundestages wird wegen der 

Beschränkungen durch die COVID-19-Pandemie 

die Zahl der für Kreiswahlvorschläge und 

Landeslisten nach dem Bundeswahlgesetz 

erforderlichen Unterstützerunterschriften auf ein 

Viertel abgesenkt. 

Änderung § 52; Einfügung § 52a 

Bundeswahlgesetz 

a) 20.5.2021 

b) 9.6.2021 

BGBl. I S. 1482 

Gesetz für mehr Teilhabe 

im Wahlrecht 

a) FDP 

b) 3.7.2018 

c) 19/3171 

Aufhebung des Wahlrechtsausschlusses von 

Menschen unter vollständiger Betreuung sowie des 

Ausschlusses vom Wahlrecht als Folge der 

Unterbringung in einem psychiatrischen 

Krankenhaus aufgrund einer im Zustand der 

Schuldunfähigkeit begangenen Straftat, 

entsprechende Anpassung des 

Europawahlgesetzes;  

Änderung § 13 Bundeswahlgesetz sowie  

§ 6a Europawahlgesetz  

Bezug: Übereinkommen über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

15.3.2019) 

Gesetz zur Umsetzung 

der UN-Behinderten-

rechtskonvention im 

Wahlrecht 

a) B 90/GR 

und DIE 

LINKE. 

b) 26.9.2018 

c) 19/4568 

Aufhebung des Wahlrechtsausschlusses als 

automatische Rechtsfolge einer Betreuung in allen 

Angelegenheiten sowie als Folge einer 

Unterbringung in einem psychiatrischen 

Krankenhaus aufgrund einer strafrechtlichen 

Maßregel, Regelung zur Unterstützung von 

Wählern mit Beeinträchtigung bei der 

Stimmabgabe;  

Änderung §§ 13, 33 und 52 Bundeswahlgesetz  

sowie §§ 6a, 16 und 25 Europawahlgesetz; 

Verordnungsermächtigung  

Bezug: Übereinkommen über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen  

Wiedervorlage des fast gleichlautenden 

Gesetzentwurfs auf BT-Drs 18/12547 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

15.3.2019) 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

Gesetz zur 

Wiederherstellung der 

Gleichberechtigung im 

Wahlrecht und in den 

politischen Parteien 

a) AfD 

b) 20.2.2019 

c) 19/7936 

Durchsetzung von Demokratieprinzip und 

Gleichberechtigungsgrundsatz bei 

Kandidatenaufstellung und innerer Ordnung von 

Parteien und Fraktionen: Verbot einer Quotierung 

des Vorschlagsrechtes nach den in Art. 3 Abs. III 

GG genannten Eigenschaften;  

Änderung § 21 Bundeswahlgesetz; 

§ 10 Europawahlgesetz;  

§ 48 Abgeordnetengesetz sowie  

§ 10 Parteiengesetz 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

4.3.2020) 

Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes 

(aktives Wahlrecht ab 16 

Jahren) 

a) B 90/GR 

b) 24.9.2019 

c) 19/13513 

Stärkung der Teilhabe Jugendlicher am 

demokratischen Prozess durch einfachgesetzliche 

Absenkung des Mindestalters für das aktive 

Wahlrecht zum Deutschen Bundestag auf 

Vollendung des 16. Lebensjahres  

Änderung § 12 Bundeswahlgesetz 

Bezug: Grundgesetzänderung (Art. 38) 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

21.5.2021) 

... Gesetz zur Änderung 

des Bundeswahlgesetzes 

a) B 90/GR, 

FDP, DIE 

LINKE. 

b) 6.11.2019 

c) 19/14672 

Vermeidung von Überhangmandaten und 

Ausgleichsmandaten zur Verhinderung einer 

Vergrößerung des Bundestages: Reduzierung der 

Wahlkreise auf 250 und Anhebung der Sollgröße 

des Bundestages auf 630, Wegfall des 

Sitzkontingentverfahrens und Wiedereinführung 

der primären Sitzzuteilung an die Parteien auf 

Bundesebene (Oberverteilung), Anrechnung der 

Direktmandate bereits bei der Oberverteilung und 

parteiinterner Ausgleich von Überhangmandaten 

bei Zuteilung der Sitze an die Landeslisten 

(Unterverteilung), vollständiger Ausgleich 

verbleibender Überhangmandate durch 

Ausgleichsmandate; Vorschläge zur 

Neugliederung der Wahlkreise durch die 

Wahlkreiskommission innerhalb von drei 

Monaten;  

Änderung §§ 1 und 53, Neufassung § 6 sowie 

Folgeänderung in weiteren §§ Bundeswahlgesetz 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

8.10.2020) 

… Gesetz zur Änderung 

des Bundeswahlgesetzes 

a) AfD 

b) 13.11.2019 

c) 19/15074 

Zeitgewinn für eine Wahlrechtsreform: dauerhafte 

Verkürzung der Zeit zwischen der Aufstellung von 

Parteibewerbern und der nachfolgenden 

Bundestagswahl um drei Monate;  

Änderung § 21 Bundeswahlgesetz 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

12.3.2020) 
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Titel des Gesetzes  

eingebracht 

a) durch 

b) am 

c) BT-Drs. 

Inhalt 

a) verabschiedet im 

BT 

b) verkündet 

… Gesetz zur Änderung 

des Bundeswahlgesetzes 

a) AfD 

b) 29.9.2020 

c) 19/22894 

Vermeidung von Ausgleichsmandaten mit dem 

Ziel der Verkleinerung des Bundestages sowie den 

Grundcharakter der Verhältniswahl zu erhalten 

unter Beibehaltung der Anzahl der Wahlkreise; 

Bewerber, die eine relative Stimmenmehrheit 

errungen haben, sollen zusätzlich zu der Gruppe 

der Kandidaten einer Partei in einem Bundesland 

gehören, die auf die Zahl der Listenmandate 

begrenzt ist, welche der gleichen Partei nach ihrem 

Zweitstimmenergebnis in diesem Bundesland 

zusteht;  

Änderung §§ 1, 4, 5, 6, 37, 38, 39, 41, 42, 46, 48 

Bundeswahlgesetzes 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

8.10.2020) 

Gesetz zur Anpassung 

des aktiven Wahlrechts 

(Wahlalteranpassungs-

gesetz) 

a) FDP 

b) 27.10.2020 

c) 19/23687 

Stärkung der politischen Partizipation 

Jugendlicher: Absenkung der Wahlaltersgrenzen 

für Wahlen zum Deutschen Bundestag und zum 

Europäischen Parlament auf Vollendung des 16. 

Lebensjahres; Inkrafttreten ohne 

Übergangsregelungen (damit vor der 

Bundestagswahl 2021);  

Änderung Art. 38 Grundgesetz sowie  

§ 12 Bundeswahlgesetz und  

§ 6 Europawahlgesetz 

a) – 

(Ablehnung in  

2. Beratung am 

21.5.2021) 

 

Quellen: bis 15. WP: GESTA – Stand der Gesetzgebung; ab 16. WP: DIP – Dokumentations- 

und Informationssystem für Parlamentarische Vorgänge sowie Rechtsportal juris 

□ Angaben für den Zeitraum bis 1990 s. Datenhandbuch 1949 – 1999, Kapitel 1.1. 


